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Dr. Gerd Landsberg  

ist Geschäftsführendes 

Präsidialmitglied des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes. 

Der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund vertritt die Interessen 

der Kommunalen Selbstverwaltung der 

Städte und Gemeinden in Deutschland 

und Europa. Über seine Mitglieds- 

verbände repräsentiert er rund 11500 

Kommunen in Deutschland. 

 

Mitgliedsverbände  

• Bayerischer Gemeindetag  

• Gemeinde- und Städtebund 

Rheinland-Pfalz  

• Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen  

• Gemeindetag Baden-Württemberg  

• Hessischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Hessischer Städtetag  

• Niedersächsischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Niedersächsischer Städtetag  

• Saarländischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Sächsischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Schleswig-Holsteinischer 

Gemeindetag  

• Städte- und Gemeindebund 

Brandenburg  

• Städte- und Gemeindebund 

Nordrhein-Westfalen  

• Städte- und Gemeindebund Sachsen-

Anhalt  

• Städte- und Gemeindetag 

Mecklenburg-Vorpommern  

• Städtebund Schleswig-Holstein  

• Städtetag Rheinland-Pfalz 

Brücke zum Atomausstieg verkürzen 
- Kommunale Kompetenz stärken  

- Sprinterprogramm für Netzausbau, Planungsverfah-
ren und Energieeffizienz  
 

Die Atomkatastrophe in Japan macht 
uns bewusst, dass der Übergang in 
eine andere Energieversorgung be-
schleunigt werden muss. Die Bürger 
wollen eine sichere und umwelt-
freundliche Energieversorgung und 
stehen der Atomkraft immer kritischer 
gegenüber. Der Atomstrom ist ein 
auslaufendes Modell. Die Zukunft 
liegt in der dezentralen Energiever-
sorgung. Deshalb sollte der Trend zu 
kleineren Einheiten forciert werden. 
Die Mehrheit der Bevölkerung 
wünscht einen Ausstieg aus der 
Atomenergie, möchte jedoch auch 
weg von der Nutzung fossiler Ener-
gieträger.  
 

Die Zukunft von Energieversor-
gung und -erzeugung ist dezentral 
Dies entspricht dem generellen Trend 
zu kleineren Einheiten sowie mehr 
Gestaltung und Entscheidung vor Ort 
und gleichzeitig dem energiewirt-
schaftlichen Trend zu dezentraler 
Energieerzeugung unter verstärkter 
Nutzung der Potenziale erneuerbarer 
Energien. Bei der Energieversorgung 
spielen die Städte und Gemeinden 
insbesondere mit ihren Stadtwerken 
eine wichtige Rolle. Wer Stadtwerke 
stärkt, unterstützt die dezentrale Ver-
sorgung mit Energie. Das Investiti-
onsvolumen der rund 1.400 Stadt-
werke beträgt aktuell über 8 Mrd. 
Euro für rund 5.000 Megawatt Strom-
erzeugung. Dies lässt sich deutlich 
steigern und auch das Potenzial  

der hocheffizienten Kraft-Wärme-
Kopplung kann ausgebaut werden.  
 
Die Politik muss neue und bessere 
Rahmenbedingungen schaffen, um 
dieses Potenzial noch besser aus-
schöpfen zu können. Ein hierauf aus-
gerichtetes Energiekonzept bietet 
auch die Möglichkeit, die Monopol-
strukturen bei der Energieversorgung 
in Deutschland aufzubrechen und mit 
mehr Wettbewerb die Zukunft zu 
sichern.  
 
Die künftige Energieversorgung sollte 
u.a. folgende Leitlinien berücksichti-
gen: 
 

Erneuerbare Energien als tragende 
Säule der Versorgung 

Konzepte zur Nutzung der erneuerba-
ren Energien aus Wind, Biomasse, 
Wasser oder Geothermie erfordern 
regionale Rahmenbedingungen, die 
von den Kommunen mit gestaltet 
werden müssen. In Deutschland gibt 
es immer mehr Kommunen, die sich 
bereits zu 100 Prozent aus erneuer-
baren Energien versorgen und so 
unabhängig von externen Stromliefe-
ranten sind.  
In der Bioenergie sieht der DStGB ein 
hohes Potenzial. Die Kommunen 
verfügen über viele Möglichkeiten, 
deren Nutzung voranzutreiben. 2007 
wurden in Deutschland auf ca. 2 Mio.  

STATEMENT  ZUR ENE RGI EVERSORGUNG DER AUTOR 
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ha Pflanzen für die energetische 
Nutzung angebaut (12 % der ge-
samten landwirtschaftlichen Nutz-
fläche von 16,8 Mio. ha). Experten 
halten einen Ausbau bis auf 7,3 
Mio. ha im Zeithorizont 2020/2030 
für möglich. Hier sollten vorrangig 
Brachflächen genutzt werden. 
 

Sprinterprogramm  
für Netzausbau 

Alle bestehenden Regelungen, sei 
es im Planungsrecht oder im Ge-
setz für erneuerbare Energien, 
müssen auf den Prüfstand mit dem 
Ziel, den Energiewechsel zu be-
schleunigen.  
Die Akzeptanz von neuen Strom-
leitungen muss gefördert werden, 
indem die Kommunen an der 
Wertschöpfung beteiligt werden. 
In den kommenden Jahren sind 
3.600 Kilometer Stromleitungen für 
den Transport der Off-Shore-
Windenergie aus der Nordsee zu 
den Verbrauchern notwendig. Die 
dena-Netzstudie beziffert die Kos-
ten einer flächendeckenden Erd-
verkabelung auf 55 Mrd. Euro, 
wohingegen die Kosten bei Freilei-
tungstrassen auf 6 Mrd. Euro ge-
schätzt werden. Hier brauchen wir 
eine gesellschaftliche Diskussion, 
was geleistet werden kann, was 
gewünscht und was akzeptiert 
wird.  
 

Bürgerbeteiligung  
Modernisieren 

Um jahrelange Verzögerungen bei 
der Planung und beim Bau zu 
vermeiden, ist eine aktive Informa-
tionspolitik und eine frühzeitige 
Beteiligung der Bürger bei den 
Planungsvorhaben notwendig. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
die gesetzlich vorgeschriebenen 

Beteiligungsmöglichkeiten von 
Bürgerinnen und Bürgern in vielen 
Fällen nicht wahrgenommen wer-
den und die Gefahr späterer Pro-
testbewegungen entsteht, welche 
den Prozess verzögern. Wenn sich 
die Sprache der Bürger verändert 
und die traditionellen Spielregeln 
kaum noch akzeptiert werden, 
müssen wir diese anpassen.  Hier 
sind besonders die Planungsträger 
gefordert. Aktive Teilhabe von 
Bürgerinnen und Bürgern, aber 
auch von privaten Akteuren wie 
Wirtschaft und Handel führt zu 
einer stärkeren Identifikation, Ak-
zeptanz und Durchsetzung von 
Entscheidungen. Dies bedingt aber 
auch, dass die Beteiligung nicht 
auf die unmittelbar Betroffenen 
beschränkt wird. Beteiligungsfor-
men sollten sich verstärkt an All-
gemeinwohl dienenden Zielen 
orientieren. Energiepolitik der Zu-
kunft bedeutet auch Konsens unter 
Bürgerbeteiligung.      
 

Planungs- und  
Gerichtsverfahren straffen 

Gleichzeitig müssen die Verfahren 
beschleunigt werden. Planungs-
prozesse selbst bei Großprojekten 
von fünfzehn Jahren (Stuttgart 21) 
sind nicht akzeptabel. Ebenso sind 
die gerichtlichen Verfahren zu 
straffen. Hier könnten neben einer 
Reduzierung des Instanzenzuges 
auch beschleunigte Gerichtsver-
fahren für Großprojekte mit geson-
derten Spruchkammern geschaf-
fen werden, die in vorgegebenen 
Höchstfristen entscheiden. 
 

Intelligente Stromnetze  
Erforderlich 

Um die erneuerbaren Energien 
aber auch nutzen zu können, muss 

das Stromnetz umgebaut werden. 
Wir brauchen intelligente Strom-
netze - so genannte Smart Grids. 
Die Verknüpfung von Stromnetz 
und Internet macht eine ver-
brauchsorientierte Steuerung von 
Geräten möglich mit dem Ziel der 
Einsparung von Energie. Dabei 
müssen die den Gemeinden zu-
stehenden Konzessionsabgaben 
gesichert werden.  
 
Bereitstellung neuer Infrastruk-

turen für Elektromobilität 
Elektromobilität ist künftig ein wich-
tiger Teil einer systemischen Be-
reitstellung von Energie insbeson-
dere bezüglich der Speicherungs-
möglichkeiten. Die Umsetzung  der 
Ziele der nationalen Strategie zur 
Förderung von Elektromobilität ist 
ohne Mitwirkung der Städte und 
Gemeinden nicht möglich. So sind 
beispielsweise neue Lade-
Infrastrukturen für Batterien aufzu-
bauen. Dazu müssen den Kom-
munen entsprechende Mittel be-
reitgestellt werden.  
 

Ersatz alter Kohlekraftwerke 
durch neue hocheffiziente 

Kraftwerksanlagen 
Alte Kohlekraftwerke der Energie-
konzerne sollten vom Netz ge-
nommen werden und diese durch 
neue und hocheffiziente Kraft-
werksanlagen anderer Wettbewer-
ber, wie der Stadtwerke, ersetzt 
werden. 
 

Energieeffizienz  
weiter verbessern 

Die beste Energie ist diejenige, die 
eingespart und gar nicht erst pro-
duziert wird. Potential zur weiteren 
Verbesserung der Energieeffizienz 
besteht insbesondere im Bereich 
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des Städtebaus. Ökonomische 
Anreize zur Gebäudesanierung 
sind weiter zu verbessern. Auf den 
Gebäudebereich entfallen rund 40 
Prozent des deutschen Energie-
verbrauchs und etwa ein Drittel der 
CO2-Emissionen. Zudem sind die 
Energiekosten für die Kommunen 
neben Sozialausgaben, Personal 
und Zinsen Mit 2,5 Mrd. Euro pro 
Jahr ein wichtiger Faktor.  Bei den 
rund 176.000 kommunalen Ge-
bäuden gibt es noch eine Steige-
rung der Energieeffizienz von 60 
Prozent. Bereits heute unterneh-
men die Städte und Gemeinden 

immense Anstrengungen, ihren 
Gebäudebestand energetisch zu 
sanieren, um so den Energiever-
brauch weiter einschränken zu 
können. So werden langfristig nicht 
nur finanzielle Mittel frei, sondern 
gleichzeitig ein wichtiger Beitrag in 
Sachen Klimaschutz geleistet. 
Die aktuelle Kürzung der Städte-
baufördermittel durch den Bund ist 
kontraproduktiv.  
 

Kompetenzen bündeln 
Um widersprüchliche Rahmenvor-
gaben zu vermeiden, sollte die 
Energiekompetenz auf Bundes-

ebene an einer Stelle gebündelt 
werden und nicht auf verschiedene 
Ressorts (Umwelt, Wirtschaft, Bau 
und Verkehr) verteilt bleiben. 
Wenn die Energie die Zukunftsfra-
ge unserer Gesellschaft ist, sollte 
auch die Schaffung  eines eigenen 
Energieministeriums erwogen 
werden.      

       Berlin, 29. März 2011  


